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RAin Dr. Diana Ettig, LL.M.*

Die Entwicklung des Presserechts in 2021

Kurz und Knapp

Das Jahr 2021 lieferte f�r das Presserecht ein wahres
Potpourri an Themen – Berichterstattung �ber
Schwangerschaften, den Kauf einer „Millionenvilla“,
neue Plagiatsaff�ren oder auch die Nutzung von Per-
sonenbildnissen f�r Klickkçder und ein Gewinnspiel.
Ebenso vielf�ltig waren auch die damit verbundenen
rechtlichen Fragestellungen, welche die Gerichte im
vergangenen Jahr zu beantworten hatten.

I. Einf�hrung

Wie bereits in der presserechtlichen Rechtssprechungs-
�bersicht f�r das Jahr 20201 fiel auch in diesem Jahr die
Auswahl der Entscheidungen f�r den vorliegenden Beitrag
keineswegs leicht.2 Dies liegt nicht nur an der Vielzahl
presserechtlicher Entscheidungen, sondern auch an deren
inhaltlicher Vielfalt. Der nachstehende Beitrag soll dabei
einen umfassenden �berblick �ber die unterschiedlichen
Rechtsfragen geben.

II. Wort- und Bildberichterstattung

1. Privatsph�renschutz

Hochzeit, Schwangerschaft und Trauerfeier – die Zul�ssig-
keit der Berichterstattung �ber solche famili�ren Ereignis-
se hat auch im vergangenen Jahr mehrfach die Gerichte
befasst. Daneben spielten aber auch Informationen zu den
Vermçgensverh�ltnissen von Politkern und Prominenten
eine entscheidende Rolle in der Rechtsprechung der Pres-
sekammern und -senate.

Bereits Ende 2020 hatte der Bundesgerichtshof zu entschei-
den, inwiefern die Eltern des Co-Piloten, der 2015 ein
Germanwings-Flugzeug zum Absturz brachte, eine Wort-
und Bildberichterstattung �ber die Trauerfeier und die
Grabgestaltung hinnehmen m�ssen.3 Konkret beanstande-
ten die Kl�ger die Wiedergabe der Grabinschrift sowie der
Beschriftung der Kranzschleifen der engsten Familienan-
gehçrigen in Textform und auf beigef�gten Fotos. W�hrend
das LG Berlin4 und das KG Berlin5 s�mtliche Unterlas-
sungsanspr�che als begr�ndet ansahen, gab der BGH der
Revision der Beklagten mit Blick auf die Wortberichter-
stattung statt. Denn auch in Anbetracht der Tatsache, dass
durch das Ungl�ck Privatpersonen in den Fokus der �f-
fentlichkeit geraten sind, �berwiege das çffentliche Infor-
mationsinteresse am Umgang der Eltern mit dem vermut-
lichen Suizid ihres Sohnes, der den Tod von 149 Menschen
verursacht hat, die Persçnlichkeitsrechte der Kl�ger. Den
Kl�gern m�sse zudem bewusst gewesen sein, dass nach
Aufhebung der f�r die Dauer der Trauerfeier vorgenom-

menen Friedhofssperrung jeder beliebige Besucher von der
Grabgestaltung und ihrem Abschiedsgruß Kenntnis neh-
men konnte. Dar�ber hinaus sei die Wortberichterstattung
sp�testens durch eine in der regionalen Tageszeitung ver-
çffentlichten Danksagung der Kl�ger zum Jahrestag des
Ungl�cks zul�ssig geworden.6 Darin hatten sich die Kl�ger
allgemein f�r die Unterst�tzung durch das Umfeld und auch
explizit f�r den Schutz der Trauerfeier bedankt. Die zu-
gehçrige Bildberichterstattung stufte der BGH hingegen als
unzul�ssig ein. Auch wenn auf den Bildern keine Menschen
zu sehen seien, stellten diese einerseits einen deutlich tie-
feren Eingriff in die Privatsph�re dar und kçnnten anderer-
seits auch einen starke Anlockwirkung f�r sensationsgieri-
ge Grabtouristen aus�ben.

Das Zusammenspiel zwischen origin�rem Privatsph�ren-
schutz und Selbstçffnung verdeutlicht auch eine k�rzlich
ergangene Entscheidung des KG Berlin �ber die Unzul�s-
sigkeit der Wort- und Bildberichterstattung im Zusammen-
hang mit der Schwangerschaft einer Schauspielerin.7 In
Best�tigung der erstinstanzlichen Entscheidung ordnet
auch das KG das Bestehen einer Schwangerschaft grund-
s�tzlich der Privatsph�re zu. Zumindest bis zu dem Zeit-
punkt, in dem die Schwangerschaft nach außen f�r jeder-
mann zweifelsfrei erkennbar sei, obliege es daher allein
den werdenden Eltern, den Umstand der Schwangerschaft
der �ffentlichkeit mitzuteilen.8 Im vorliegenden Fall hatte
schließlich der Lebenspartner der Kl�gerin ein Foto der
dann hochschwangeren Kl�gerin verçffentlicht, wodurch
die Wiederholungsgefahr der bis dahin rechtswidrigen
Verçffentlichung entfallen sei. Diesem Umstand hatte die
Kl�gerin jedoch auch prozessual entsprochen und den
Rechtsstreit in der Hauptsache einseitig f�r erledigt erkl�rt.

Die Geburt eines Kindes und die damit in Zusammenhang
stehende rechtliche Eltern-Kind-Beziehung ist nach einer
Entscheidung des LG Kçln hingegen der Sozialsph�re
zuzuordnen.9 Bei in der �ffentlichkeit pr�senten Eltern
sei eine entsprechende Berichterstattung daher sowohl von
den Eltern als auch dem betroffenen Kind hinzunehmen.
Dies gelte auch f�r die erg�nzende Information, dass es
sich um eine Zwillingsgeburt handelt und welchem Ge-
schlecht die Kinder zuzuordnen sind.

Ob auch der Kauf einer „Millionenvilla“ durch einen bun-
desweit �berragend bekannten Politiker und dessen Ehe-
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mann noch der Privatsph�re zuzuordnen ist oder schon in
die Sozialsph�re f�llt, hat das Hanseatische OLG in einer
Entscheidung vom April 2021 offengelassen.10 Denn nach
der vorzunehmenden G�terabw�gung m�ssen politische
F�hrungspersonen als Repr�sentanten des Staates eine
kritische Auseinandersetzung mit ihren finanziellen Ver-
h�ltnissen dulden. Anders als die Vorinstanz11 stufte das
OLG daher sowohl konkrete Angaben zum Kaufpreis wie
auch zur Hçhe des vom Antragsteller aufgenommenen
Darlehens als zul�ssig ein. Dem stehe nach Auffassung
des Senats auch nicht entgegen, dass die Informationen
mçglicherweise rechtswidrig erlangt wurden, da das
Grundrecht auf Pressefreiheit auch den Zugang der Presse
zu amtlichen Registern wie dem Grundbuch begr�nde.

F�r unzul�ssig stufte das KG Berlin hingegen eine Bild-
berichterstattung ein, die einen bekannten Fernsehmode-
rator und seine Ehefrau in einer belanglosen Alltagssitua-
tion zeigt und bei welcher durch das Hinzuf�gen von
Markenbezeichnungen und Preisangaben ein vermeintlich
gepflegtes Luxusleben vermittelt wird.12 Ebenso unzul�s-
sig ist nach dem KG Berlin die Textberichterstattung �ber
den Spaziergang eines Prominentenpaares in der M�nche-
ner Innenstadt und das Betrachten der Auslagen eines
Juweliers.13 In beiden F�llen verneinte das KG auch eine
Selbstçffnung der jeweiligen Betroffenen, weil sich vor-
ausgegangene Interviews oder sonstige �ußerungen nicht
auf den Berichtsgegenstand bezogen.

2. Recht am eigenen Bild
Mit Blick auf die rechtliche Einordnung der erkennbar
filmischen Darstellung einer realen Person durch einen
Schauspieler kam der BGH zu dem Ergebnis, dass es sich
dabei nicht um ein Bildnis im Sinne des § 22 KUG han-
delt.14 Die filmische Darstellung des Missbrauchsgesche-
hens an der Odenwaldschule sei daher am allgemeinen
Persçnlichkeitsrecht aus § 823 Abs. 1 BGB i. V. m. Art. 1,
2 GG zu messen. Dabei kam der BGH in Anwendung der
BVerfG-Entscheidungen „Mephisto“ und „Esra“ zu dem
Ergebnis, dass im konkreten Fall die Kunst- und Film-
freiheit der Beklagten gegen�ber dem allgemeinen Per-
sçnlichkeitsrecht des Kl�gers �berwiegt.15

Demgegen�ber stufte das LG Kçln die Ausstrahlung eines
Werbeclips mit einem Prominenten-Double als Verletzung
des Rechts am eigenen Bild ein, wenn durch eine auf den
ersten Blick gegebene �hnlichkeit zumindest die Vorstel-
lung erzeugt werden soll, dass es sich mçglicherweise um
den Prominenten handelt.16

3. Identifizierende Berichterstattung
Bei der Frage der Zul�ssigkeit einer identifizierenden Be-
richterstattung ging es im vergangenen Jahr gleich mehr-
fach um Plagiatsvorw�rfe. Der BGH verneinte dabei einen
vorbeugenden Anspruch einer Kl�gerin auf Unterlassung
jeglicher namentlichen Berichterstattung �ber ihren Pla-
giatsfall.17 Auch das OLG Frankfurt verneinte Anspr�che
gegen eine ihm vorliegende Berichterstattung �ber einen
Plagiatsvorwurf, da sich der Senat von der Wahrheit der
Tatsachenbehauptung auf Grundlage einer detaillierten
Auswertung von VroniPlag selbst �berzeugen konnte.18

Entgegen der Vorinstanz stufte das OLG den Bericht nicht
als Verdachtsberichterstattung ein, so dass es auf die Ein-
haltung der entsprechenden Vorgaben im konkreten Fall
nicht ankam.

Im Falle einer klassischen Verdachtsberichterstattung �ber
eine Straftat ist dagegen eine identifizierende Bericht-

erstattung nur zul�ssig, wenn dem Betroffenen zuvor Ge-
legenheit zur Stellungnahme einger�umt wurde. Bei einem
in Untersuchungshaft sitzenden Betroffenen gehçrt es da-
bei zu den journalistischen Sorgfaltspflichten, Kontakt
zum Beschuldigten selbst, aber auch zu dem mit vertret-
barem Aufwand zu ermittelndem Strafverteidiger, der Fa-
milie an der bekannten Wohnanschrift und dem ehema-
ligen Arbeitgeber zu suchen. Außerdem kçnnten auch die
recht wenigen ernsthaft in dieser „Liga“ in Betracht kom-
menden Medienanw�lte abtelefoniert oder angemailt wer-
den.

4. Titelseitengestaltung

Dass �berschriften auf der Titelseite der Boulevardpresse
nur selten das bedeuten, was sie dem Leser suggerieren
(sollen), ist mittlerweile weithin bekannt. Die Formulie-
rung „Ihr tragisches Ende in der Luxusvilla“ kann nach
Ansicht des Hanseatischen OLG jedoch nur dahingehend
verstanden werden, dass die betroffene Person – hier die
Ehefrau eines bekannten Fernsehmoderators – verstorben
sei.19 Zudem bejahte das OLG entgegen der erstinstanz-
lichen Entscheidung die Anwendbarkeit der Rechtspre-
chung zu mehrdeutigen �ußerungen auch bei der recht-
lichen Pr�fung von Titelseiten-Verçffentlichungen. Ein
Anspruch auf Gegendarstellung kommt bei offenen Titel-
schlagzeilen nach einer aktuellen Entscheidung des LG
Offenbach jedoch nur bei einem zwingenden Eindruck in
Betracht.20

III. Unterlassung
In einer Entscheidung vom 18. 12. 2020 hat sich das OLG
Dresden nochmals ausf�hrlich mit der Frage befasst, unter
welchen Voraussetzungen ein Unterlassungsanspruch auf
eine Erstbegehungsgefahr gest�tzt werden kann.21 Dabei
kam das Gericht zu dem Ergebnis, dass die Erstbegehungs-
gefahr nicht bereits deswegen abgelehnt werden kçnne,
weil der Beitrag noch nicht „redaktionell abgenommen“
sei. Die Erstbegehungsfahr setze jedoch voraus, dass der
Betroffene den konkreten Inhalt des Beitrags kennt und
dem Gericht entsprechende Materialien vorlegen kann. Im
Falle eines Antrags auf vorbeugende Unterlassung von
Filmaufnahmen sei zudem erforderlich, dass auf die kon-
krete Verletzungsform Bezug genommen werde.

IV. Gegendarstellung
Nicht nur bei Titelseiten gestaltet sich die Abgrenzung
zwischen gegendarstellungsf�higer Tatsachenbehauptung
und nicht gegendarstellungsf�higer Meinungs�ußerung
schwierig. Ein Streit �ber die Gegendarstellung zu einem
Artikel des Magazins „Der Spiegel“ �ber Steuersparmo-
delle im Zusammenhang mit maltesischen Gesellschaften
deutscher Unternehmen und Privatpersonen ging 2021
nunmehr in sein viertes Jahr und gipfelte in einer erneuten
Entscheidung des BVerfG, welches die vorangegangenen

2 Ettig, Die Entwicklung des Presserechts in 2021 1/2022 K&R

10 OLG Hamburg, 23. 4. 2021 – 7 U 16/21, AfP 2021, 242.
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Urteile des LG Hamburg und des Hanseatischen OLG
aufhob und die Sache zur erneuten Entscheidung an das
LG Hamburg zur�ckverwies. Dabei gestand das BVerfG
zwar zu, dass die konkrete Einordnung kritischer Bewer-
tungen und Zweifel an der Wahrheit von Aussagen durch-
aus mit Schwierigkeiten verbunden ist. Anders als das
OLG kommen die Karlsruher Richter jedoch zu dem Er-
gebnis, dass es sich bei der streitgegenst�ndlichen Aussage
um eine Meinungs�ußerung handelt, die damit nicht ge-
gendarstellungsf�hig ist.

Nicht selten f�hrt jedoch auch der Abdruck der Gegendar-
stellung oder genauer der anh�ngende „Redaktions-
schwanz“ zu einer erneuten Beanstandung durch die Be-
troffenen. So auch in einem Rechtsstreit, �ber den der
BGH im April 2021 zu entscheiden hatte.22 Die dortige
Beklagte hatte der Gegendarstellung den folgenden Zusatz
angeh�ngt: „Nach Gesetzeslage ist die Redaktion ver-
pflichtet, nicht nur wahre, sondern auch unwahre Gegen-
darstellungen abzudrucken. Die Main-Post bleibt bei ihrer
Darstellung vom 6. 11.“ Dies erwecke nach Ansicht der
Kl�gerin den Eindruck, ihre Erwiderung in der Gegendar-
stellung sei unwahr. Wie das Hanseatische OLG folgte der
BGH der Kl�gerin zwar bei dieser Sinndeutung der ange-
griffenen �ußerung. Der VI. Zivilsenat verneinte jedoch
das Vorliegen einer Wiederholungsgefahr, da eine erneute
Gegendarstellung nach �berschreiten der Aktualit�tsgren-
ze nicht in Betracht kommt.23

Nach seiner Auslegung des Klageantrags konnte der
BGH im vorstehend dargestellten Verfahren offenlassen,
ob die Wiederholungsgefahr auch dann entf�llt, wenn der
streitgegenst�ndliche Redaktionsschwanz in einem On-
line-Archiv nach wie vor abrufbar w�re. In einer aktuel-
len Entscheidung vom 28. 9. 2021 hatte der BGH hin-
gegen �ber einen Anspruch auf Lçschung einer selbst
erwirkten Gegendarstellung aus dem Online-Archiv eines
Presseorgans zu entscheiden.24 W�hrend die urspr�nglich
angegriffenen �ußerungen auf der Website der Beklagten
nicht mehr verf�gbar waren, war die Gegendarstellung
weiterhin unter der urspr�nglichen URL sowie �ber die
Suchfunktion der Website der Beklagten abrufbar. Dies
stufte der BGH als rechtswidrigen Eingriff in das all-
gemeine Persçnlichkeitsrecht des Kl�gers ein. Ein sch�t-
zenswertes Interesse an der weiteren Vorhaltung der
Gegendarstellung konnte die Beklagte in dem zu ent-
scheidenden Fall nicht darlegen.

V. Schadenersatz und Bereicherungsausgleich

1. Lizenzanspr�che

Mit Spannung wurden im letzten Jahr die beiden BGH-
Entscheidungen „Klickkçder“ und „Urlaubslotto“ erwar-
tet, die jeweils einen Anspruch auf fiktive Lizenzgeb�hr
zum Gegenstand hatten.

In dem zuerst genannten Fall wurde das Bildnis eines
bekannten Moderators f�r einen sogenannten Klickkçder
(„Clickbaiting“) genutzt.25 Unter der �berschrift „+++
GERADE VERMELDET +++ Einer dieser TV-Modera-
toren muss sich wegen KREBSERKRANKUNG zur�ck-
ziehen. Wir w�nschen, dass es ihm bald wieder gut geht“
zeigte die Beklagte in einer Internetanzeige die Bildnisse
von vier Moderatoren. Erst nach einem Klick auf diese
Anzeige, die auf das redaktionelle Angebot des beklagten
Verlages verwies, erfuhr der Leser, welcher der vier Mo-
deratoren erkrankt war. Als einer der drei nicht betroffenen
Moderatoren verlangte der Kl�ger von der Beklagten f�r

dieses Clickbaiting eine fiktive Lizenzgeb�hr in Hçhe von
mindestens 20 000 Euro. Eine strafbewehrte Unterlas-
sungserkl�rung hatte der Verlag bereits außergerichtlich
abgegeben. Nachdem das LG Kçln26 den Anspruch bereits
dem Grunde nach bejaht hatte, verurteilte das Berufungs-
gericht27 die Beklagte antragsgem�ß zur Zahlung einer
fiktiven Lizenzgeb�hr i. H. v. 20 000 Euro. Der BGH be-
st�tigte die Entscheidung des OLG Kçln und bejahte eben-
falls einen Anspruch des Kl�gers aus §§ 812 Abs. 1 S. 1
Fall 2, 818 Abs. 2 BGB. Zur Begr�ndung f�hrte der I. Zi-
vilsenat aus, dass die Nutzung eines Klickkçders dazu
diene, den Internetnutzer auf das werbefinanzierte Ver-
lagsangebot der Beklagten zu f�hren und daher vergleich-
bar sei zu dem Titelblatt, welches den Leser zum Kauf des
Heftes mit den darin enthaltenen Werbeanzeigen anregen
soll. Diese kommerzielle Nutzung war im konkreten Fall
auch rechtswidrig, da das Foto des Kl�gers keinerlei In-
formationswert im Hinblick auf den Bericht �ber den
erkrankten Moderator hatte. Die vom Berufungsgericht
festgesetzte Hçhe der Lizenzgeb�hr wurde vom BGH nicht
beanstandet.

Dem zweiten Fall lag die Nutzung eines Bildnisses f�r ein
Gewinnspiel mit dem Titel „Urlaubslotto“ zu Grunde.28 In
diesem Gewinnspiel, das die „Bild am Sonntag“ in einem
nahezu seitenf�llenden Artikel verçffentlicht hatte, wurde
unter anderem eine Kreuzfahrt als Preis ausgelobt. Illus-
triert wurde der Beitrag mit einem Bildnis, welches den
Kl�ger und zwei weitere Schauspieler der ZDF-Serie „Das
Traumschiff“ zeigte und welches circa ein Drittel des
Artikels einnahm. Der Kl�ger nahm die Beklagte daraufhin
im Rahmen einer Stufenklage auf Unterlassung, Auskunft,
Erstattung von Abmahnkosten und – auf zweiter Stufe –
Zahlung einer angemessenen Lizenzgeb�hr in Anspruch.
Das LG Kçln29 gab der Klage in einem Teilurteil zun�chst
nur dem Grunde nach statt. Das OLG Kçln30 wies die
dagegen gerichtete Berufung der Beklagten zur�ck und
verurteilte sie unter Neufassung des erstinstanzlichen Ur-
teilstenors zu Unterlassung, Auskunft und Erstattung der
Abmahnkosten. Auch hier bejahte der BGH zun�chst einen
Eingriff in den vermçgensrechtlichen Zuweisungsgehalt,
da durch die Nutzung des Fotos ein Imagetransfer gegeben
sei, der sich auch nicht nur auf die Rolle des Kl�gers in der
ZDF-Serie „Traumschiff“ beschr�nke. Im Rahmen der
Abw�gung der §§ 22, 23 KUG ber�cksichtigte der BGH
zugunsten der Beklagten, dass es sich bei dem Bildnis
durchaus um ein Symbolbild f�r eine Kreuzfahrt handele.
Angesichts der kommerziellen Nutzung sowie des gerin-
gen Informationswertes �berwiege jedoch das Persçnlich-
keitsrecht des Kl�gers. Die Frage, ob die §§ 22, 23 KUG
auch nach Wirksamwerden der DSGVO auf die Nutzung
von Personenbildnissen durch ein Presseorgan anwendbar
sind, ließ der BGH bedauerlicherweise offen, da dies auf
das Ergebnis der Abw�gung keine Auswirkung gehabt
h�tte. Der BGH bejahte demzufolge auch hier dem Grunde
nach einem Anspruch auf angemessene Lizenzgeb�hr.
Den vom Kl�ger zu diesem Zwecke geltend gemachten
Auskunftsanspruch wies der BGH jedoch zur�ck, da eine
Bezifferung im Rahmen einer gerichtlichen Sch�tzung
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nach § 287 Abs. 2 ZPO auch aufgrund der Angaben zur
Durchschnittsauflage mçglich sei.

Die beiden dargestellten Entscheidungen lçsen die ver-
meintlich klare Trennung zwischen lizenzf�higer kommer-
zieller und nicht lizenzf�higer redaktioneller Nutzung wei-
ter auf.31 Gleichzeitig fehlt es an einer klaren dogmatischen
Einordnung, denn es handelt sich hier immer weniger um
eine „Lizenzanalogie“ als vielmehr um einen klassischen
Bereicherungsanspruch. Der BGH verpasste jedoch die
Gelegenheit, sich differenziert mit dem Rechtsfolgensys-
tem und insbesondere mit der Abgrenzung zwischen Be-
reicherungsausgleich und Geldentsch�digung auseinander-
zusetzen.32 Daher beschr�nkt sich die Bedeutung der Ent-
scheidungen bedauerlicherweise auf zwei Einzelfallent-
scheidungen, denn die jeweiligen Ausf�hrungen lassen sich
noch nicht einmal auf Klickkçder und Gewinnspiele im
Allgemeinen �bertragen.33

2. Geldentsch�digung

Wie unbefriedigend die Abgrenzung zwischen Bereiche-
rungsausgleich und Geldentsch�digung im Einzelfall sein
kann, zeigt unter anderem eine Entscheidung des OLG
Frankfurt vom 19. 5. 2021.34 Darin best�tigte das Be-
rufungsgericht einen Anspruch auf Geldentsch�digung
einer Polizistin. Diese war in Aus�bung ihrer dienst-
lichen T�tigkeit ohne ihr Wissen und ohne ihre Einwil-
ligung gefilmt worden. Diese Filmaufnahme wurde
anschließend in einem Musikvideo verarbeitet, welches
zu Werbezwecken auf der Videoplattform YouTube ein-
gestellt wurde. In dem Video, welches ca. 150 000-mal
abgerufen wurde, ist die Kl�gerin f�r ca. zwei Sekunden
in Zeitlupe zu sehen. Zur Begr�ndung einer f�r die
Geldentsch�digung erforderlichen schwerwiegenden Per-
sçnlichkeitsrechtsverletzung st�tzte sich das OLG prim�r
auf die kommerzielle Nutzung des Videos. Zugleich
reduzierte es die der Kl�gerin vom LG Darmstadt zu-
gesprochene Geldentsch�digung der Hçhe nach von 5000
auf 2000 Euro, da die Kl�gerin lediglich f�r zwei Se-
kunden zu sehen war und die Darstellung selbst nicht
ehrenr�hrig oder herabsetzend war. Allein diese Begr�n-
dung wirft die Frage auf, ob damit die sonst sehr hohen
Anforderungen an eine schwerwiegende Persçnlichkeits-
rechtsverletzung tats�chlich erf�llt waren und ob nicht
ein bereicherungsrechtlicher Anspruch dogmatisch wie
inhaltlich passender gewesen w�re.

Demgegen�ber ist nachvollziehbar, dass das OLG Dresden
f�r die Verçffentlichung von Bildnissen, die bei einer
internen Polizei-Abschlussfeier entstanden sind und die
Kl�gerin in einen erkennbar sexualisierten Kontext stellen,
einen Geldentsch�digungsanspruch bejaht hat.35

3. Materieller Schadenersatz

Neben der Geldentsch�digung und der Lizenzanalogie
f�hrt der materielle Schadenersatzanspruch im Presse-
recht eher ein Schattendasein. Denn in der Regel ist es
dem Verletzten nicht mçglich, einen konkret entstande-
nen materiellen Schaden einer Persçnlichkeitsrechtsver-
letzung nachzuweisen. Entsprechend Aufsehen erregte
daher ein Verfahren vor dem OLG N�rnberg, in welchem
der Betroffene ein Presseunternehmen auf einen Betrag
von ca. 78 Mio. Euro wegen angeblich falscher Bericht-
erstattung verklagte.36 Die Beklagte hatte �ber den Kl�-
ger – einen Mitbegr�nder, Hauptaktion�r und Mitglied
des Aufsichtsrates der Solar Millennium AG – einen
Bericht verçffentlicht, in dem unter anderem die Frage

behandelt wurde, ob der Kl�ger Insiderwissen zu seinen
Gunsten genutzt hatte. Dieser Bericht wurde anschließend
von einem Schweizer Zeitungsverlag aufgegriffen. Der
Kl�ger trug vor, dass aufgrund dieser Berichte fortge-
schrittene Verhandlungen f�r Kraftwerksprojekte in In-
dien und Indonesien geplatzt seien und ihm somit ein
Gewinn in der genannten Hçhe entgangen sei. In seinem
sehr umfangreichen Beschluss kam das OLG N�rnberg zu
dem Ergebnis, dass das LG N�rnberg-F�rth den Anspruch
zu Recht verneint habe. Denn die Ausf�hrungen der
Beklagten zum gegen�ber dem Kl�ger bestehenden Ver-
dacht seien im Wesentlichen zutreffend gewesen und die
Anforderungen an eine zul�ssige Verdachtsberichterstat-
tung gewahrt. Demgegen�ber habe die Folgeberichterstat-
tung durch den Schweizer „Tages-Anzeiger“ presserecht-
lichen Anforderungen deutlich widersprochen, was je-
doch der Beklagten nicht zuzurechnen sei. Dar�ber hin-
aus zweifelte das Gericht vorliegend auch an dem kausa-
len Zusammenhang zwischen der Berichterstattung und
dem Abbruch der Verhandlungen.

VI. Presserecht und Urheberschutz
Wie im Vorjahr hatte die Rechtsprechung auch 2021 mehr-
fach �ber die Frage zu entscheiden, in welchem Verh�ltnis
das çffentliche Informationsinteresse und das Urheber-
recht zueinanderstehen.

1. Verçffentlichung Glyphosat-Gutachten
Nach der Entscheidung des LG Kçln vom 12. 11. 202037

hatte im Rahmen der Berufung nunmehr das OLG Kçln
�ber die Zul�ssigkeit der Verçffentlichung eines wissen-
schaftlichen Bewertungs- und Informationsberichts zu ent-
scheiden. Die vom Kl�ger geltend gemachten urheber-
rechtlichen Anspr�che verneinte das OLG Kçln dabei
schon deswegen, weil es sich bei der streitgegenst�nd-
lichen Zusammenfassung um ein amtliches Werk im Sinne
von § 5 Abs. 2 UrhG handele. Zudem kçnne sich die
Beklagte auch auf die Schrankenbestimmung des § 50
UrhG zur Berichterstattung �ber Tagesereignisse berufen.
Zuvor hatte das OLG Kçln in einer Entscheidung vom
19. 2. 2021 bereits die urheberrechtliche Schutzf�higkeit
des Gutachtens und dessen Zusammenfassung als Sprach-
werk im Sinne des § 2 Abs. 1 UrhG bejaht.38 Auch dort sah
das OLG Kçln die Verçffentlichung jedoch im Rahmen
einer Berichterstattung �ber Tagesereignisse als gerecht-
fertigt an.39

2. Feindliche �bernahme
Auch in dem Verfahren zur Vorabverçffentlichung der
„Sarrazin-Thesen“ aus dem Werk „Feindliche �bernah-
me“ erging 2021 das Berufungsurteil.40 In der erstinstanz-
lichen Entscheidung hatte das LG Kçln den beklagten
Presseverlag zur Zahlung eines Lizenzschadens in Hçhe
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33 So auch Fischer, GRUR-Prax. 2021, 178.
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37 Vgl. Ettig, K&R 2021, 1, 5.
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von 10 000 Euro verurteilt, da dieser in einem Bericht
wesentliche Inhalte eines Buches vor dessen Erschei-
nungstermin wçrtlich wiedergegeben hatte. Das OLG
Kçln wies die dagegen gerichtete Berufung der Beklagten
zur�ck. Wie schon die erstinstanzliche Entscheidung setzt
auch dieses Urteil die vergleichsweise junge hçchstrich-
terliche Rechtsprechung zum Ausgleich zwischen Urhe-
berrecht und Pressefreiheit mit sorgf�ltiger Begr�ndung in
der Praxis um.41

3. Wiedergabe eines Fernsehinterviews in einer
Zeitschrift

Dass die urheberrechtlichen Fragen im Presserecht nicht
abreißen werden, illustriert ein neues Urteil des LG Kçln.
Darin ging es um die Zul�ssigkeit des Abdrucks eines
Fernsehinterviews in einer Zeitschrift. Das Gericht bejahte
insoweit zun�chst die Mçglichkeit, dass ein Interview ein
Sprachwerk des Interviewten darstellen kann. Der durch
den Abdruck erfolgte Eingriff in die Urheberrechte des
Interviewten sei dabei auch nicht durch die Schranken-
bestimmung des § 50 UrhG gerechtfertigt, weil das ge-
sch�tzte Werk vorliegend selbst der Gegenstand der Be-
richterstattung war. F�r das Eingreifen des Zitatrechts
fehle es hingegen an einer inneren Verbindung zwischen
dem urheberrechtlich gesch�tzten Werk und den eigenen
Gedanken des Zitierenden.

VII. Prozessrecht

1. Internationale Zust�ndigkeit

Die Frage nach der internationalen Zust�ndigkeit stellt sich
bei einer mçglichen Verletzung von Persçnlichkeitsrech-
ten vor allem dann, wenn es sich um einen im Internet
abrufbaren Beitrag handelt, der inhaltlich einen gewissen
Auslandsbezug aufweist. Gegenstand einer Entscheidung
des EuGH vom 17. 6. 2021 war ein Beitrag, den der Mittel-
bayerische Verlag auf seiner deutschsprachigen Home-
page verçffentlicht hatte.42 Darin hieß es, dass die Schwes-
ter eines j�dischen Holocaust-�berlebenden im „polni-
schen Vernichtungslager Treblinka ermordet worden war“.
Der Kl�ger ist polnischer Staatsangehçriger und war selbst
im Vernichtungslager Auschwitz interniert. Durch die von
der Beklagten verwendete Formulierung sah er sich in
seinem kollektiven Persçnlichkeitsrecht und insbesondere
in seiner nationalen Identit�t und nationalen W�rde ver-
letzt und verklagte die Beklagte daher vor einem polni-
schen Gericht. Auf die R�ge der Beklagten hegte das
Berufungsgericht Warschau Zweifel an der internationalen
Zust�ndigkeit und legte die Sache dem EuGH vor. Der
EuGH stellte bei seiner Auslegung von Art. 7 Nr. 2 der
Br�ssel-Ia-VO maßgeblich auf den Grundsatz der Vorher-
sehbarkeit ab, d. h. ein Beklagter muss bei verst�ndiger
W�rdigung vorhersehen kçnnen, vor welchem Gericht er
verklagt werden kann. Bei kollektiven Rechten sei dabei
zu pr�fen, ob der Inhalt objektive und �berpr�fbare Ele-
mente enth�lt, anhand derer sich die Person unmittelbar
oder mittelbar identifizieren l�sst, was im Ausgangsrechts-
streit nicht der Fall gewesen sei.43

2. Waffengleichheit

Auch der Grundsatz der Waffengleichheit befasste im ver-
gangenen Jahr erneut das BVerfG. In einer ersten Entschei-
dung vom Januar 2021 setzte das BVerfG eine Verpflich-
tung zum Abdruck einer Gegendarstellung des Hanseati-
schen OLG wegen Verletzung der prozessualen Waffen-

gleichheit aus.44 Dem Erlass der einstweiligen Verf�gung
durch das Berufungsgericht war bereits ein mehrstufiges
Verfahren vor dem LG Hamburg vorausgegangen. Dieses
hatte dem Antragsteller nach Eingang des Antrags einen
Hinweis gegeben, woraufhin der Antragsteller nach erneu-
ter außergerichtlicher Aufforderung der Gegenseite seinen
Gegendarstellungsanspruch abwandelte. Das erstinstanz-
liche Gericht, welches den urspr�nglichen Antrag und die
Abwandlung als einheitlichen Antrag ansah, wies diesen
ohne Anhçrung der Gegenseite zur�ck. Auf die sofortige
Beschwerde des Antragstellers erließ das Hanseatische
OLG die Verf�gung. Die dagegen eingelegte Verfassungs-
beschwerde hatte Erfolg. Zur Begr�ndung verwies das
BVerfG zum einen auf die inhaltliche Inkongruenz zwi-
schen der außergerichtlichen Abmahnung und den gericht-
lichen Antragsschriften, die sich schon aus dem unter-
schiedlichen Umfang der beiden Dokumente ergebe. Zum
anderen waren zum Zeitpunkt des Erlasses der einstwei-
ligen Verf�gung bereits mehr als f�nf Wochen seit Einrei-
chung des urspr�nglichen Antrags vergangen, so dass sp�-
testens dann der Antragsgegnerin im Rahmen der prozes-
sualen Waffengleichheit eine Gelegenheit zur – gegebe-
nenfalls auch kurzfristigen – Stellungnahme einzur�umen
gewesen w�re.

Wie wichtig die Kongruenz zwischen Abmahnung und
Verf�gungsantrag f�r den Grundsatz der prozessualen
Waffengleichheit ist, betonte das BVerfG nochmals in
einer Entscheidung vom Februar 2021.45 Auch hier stellten
die Karlsruher Richter auf die fehlende Kongruenz zwi-
schen Abmahnung und Antragsschrift ab, welche sich in
dem konkreten Fall nicht nur aus dem Umfang (sieben
gegen 20 Seiten), sondern auch aus der inhaltlichen Be-
gr�ndung ergab. Dar�ber hinaus beanstandete das BVerfG,
dass das LG Frankfurt a. M. wegen Dringlichkeit ohne
m�ndliche Verhandlung oder sonstige Anhçrung der Be-
klagten entschieden habe, obwohl der Antragsteller zwi-
schen der außergerichtlichen Zur�ckweisung durch die
Antragsgegnerin und der Inanspruchnahme gerichtlicher
Hilfe 40 Tage verstreichen ließ.

VIII. Institution Presse

1. Staatsferne der Presse

Ende 2018 hatte der BGH in der Entscheidung „Crails-
heimer Stadtblatt II“ dargelegt, unter welchen Vorausset-
zungen die Verteilung eines kommunalen Amtsblattes ge-
gen das Gebot der Staatsferne der Presse verstçßt.46 Bereits
damals wurde in der Kommentierung der Entscheidung die
Frage aufgeworfen, inwiefern sich die vom BGH statuier-
ten Grunds�tze auch auf Online-Angebote von Kommunen
�bertragen lassen.47 Diese Frage ist nun Gegenstand zwei-
er Gerichtsverfahren, die sich zum einen mit dem Online-
Angebot der Stadt Dortmund (Urteil des OLG Hamm vom
10. 6. 202148) und zum anderen mit dem Online-Angebot
der Stadt M�nchen (Urteil des OLG M�nchen vom 30. 9.
202149) befassen. Den beiden Verfahren ist gemein, dass
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sie jeweils die vom BGH zu Printmedien aufgestellten
Grunds�tze auf die Pr�fung der streitgegenst�ndlichen
Telemedienangebote f�r �bertragbar erachteten und somit
pr�ften, inwiefern Art und Inhalt der verçffentlichten Bei-
tr�ge dem Neutralit�tsgebot entsprachen und dem Aufga-
benbereich der Gemeinde zuzuordnen waren. Beide Ge-
richte gingen dabei sehr umfassend auf die einzelnen be-
anstandeten Rubriken und Beitr�ge ein. Dar�ber hinaus
verlangte der BGH in seiner Entscheidung „Crailsheimer
Stadtblatt II“ jedoch auch eine Gesamtbetrachtung, bei
welcher auch das �ußere Erscheinungsbild eine zentrale
Rolle spielt. Diese Gesamtbetrachtung f�llt in der Ent-
scheidung des OLG M�nchen deutlich umfassender aus
als in der Entscheidung des OLG Hamm.50 Bezogen auf
den konkreten Streitgegenstand kommt das OLG Hamm
nach seiner Pr�fung zu dem Ergebnis, dass das Online-
Angebot der Stadt Dortmund das Gebot der Staatsferne der
Presse nicht verletzt und wies die Klage daher ab. Das
OLG M�nchen best�tigte hingegen im Wesentlichen das
Unterlassungsgebot des LG M�nchen.51

In beiden Verfahren wurde die Revision zugelassen, so
dass es nunmehr am BGH ist, sich selbst zur �bertrag-
barkeit seiner f�r Printmedien entwickelten Grunds�tze
auf Online-Angebote zu �ußern. Dar�ber hinaus stellten
sich in den beiden Verfahren auch interessante verfahrens-
rechtliche Fragen – insbesondere zur Beif�gung von Spei-
chermedien zum Klageantrag – die nunmehr ebenfalls
einer gerichtlichen Kl�rung zugef�hrt werden.

2. Presserechtlicher Auskunftsanspruch

Die Verwaltungsgerichte mussten sich auch im Jahr 2021
mit zahlreichen presserechtlichen Auskunftsanspr�chen
befassen. Nachdem es nach wie vor an einer einfachge-
setzlichen Regelung des presserechtlichen Auskunftsan-
spruchs gegen�ber Bundesbehçrden fehlt,52 bejahte das
BVerwG in einem Beschluss vom 23. 3. 202153 sowie in
einem Urteil vom 8. 7. 202154 erneut einen verfassungs-
unmittelbaren Anspruch auf Auskunft, wobei es in den
konkreten F�llen um Auskunftsanspr�che zu Hintergrund-
gespr�chen des BND mit Medienvertretern ging.

In einem Urteil vom 26. 4. 2021 statuierte das BVerwG
zudem, dass eine Behçrde auch �ber solche Informationen
Auskunft geben m�sse, die auf dienstliche Vorg�nge und
Wahrnehmungen bezogen sind und die nicht verschrift-
licht bzw. aktenkundig gemacht wurden.55 Zur Erstattung
solcher Ausk�nfte m�sse die Behçrde ggf. das pr�sente
dienstliche Wissen bei der intern zust�ndigen Stelle oder
dem f�r den gegenst�ndlichen Sachverhalt sachlich zu-
st�ndigen Mitarbeiter abfragen.

Nach einem Urteil des OVG M�nster aus dem Jahr 2021
steht der Presse hingegen kein Auskunftsanspruch zur Ver-
mçgenslage des Erzbistums Kçln zu, da die Verwaltung
des kirchlichen Vermçgens zu dem verfassungsrechtlich
gew�hrleisteten Autonomiebereich der Religionsgemein-
schaft gehçrt.56

3. Keine Produkthaftung f�r Presseinhalte

In einer wegweisenden Entscheidung vom 10. 6. 2021
lehnte der EuGH eine Produkthaftung f�r einen fehler-
haften Gesundheitstipp in einer gedruckten Zeitung ab.57

Nach Auffassung des EuGH ist ein in einer gedruckten
Zeitung verçffentlichter Artikel, der einen unrichtigen Ge-
sundheitstipp zur Verwendung einer Pflanze erteilt, durch
dessen Befolgung eine Leserin an der Gesundheit gesch�-

digt wurde, kein fehlerhaftes Produkt im Sinne des Unions-
rechts.58

4. Presserechtliche Informationsschreiben
2019 hatte der BGH entschieden, dass ein presserechtli-
ches Informationsschreiben in der Regel nicht rechtswidrig
in den eingerichteten und ausge�bten Gewerbebetrieb
eines Presseunternehmens eingreift.59 Lediglich f�r den
Fall, dass ein solches Informationsschreiben von vornhe-
rein ungeeignet ist, pr�ventiven Rechtsschutz zu bewirken,
sei eine andere Beurteilung geboten. Einen solchen Aus-
nahmefall bejahte das OLG M�nchen in seinem Hinweis-
beschluss vom 2. 7. 2021,60 wonach das streitgegenst�nd-
liche Schreiben keinerlei Erkenntnisgewinn f�r die recht-
liche Beurteilung enthielt.

IX. Fazit und Ausblick
Die vorstehend dargestellten Entscheidungen liefern be-
reits viele wichtige Anhaltspunkte f�r die rechtliche Be-
wertung presserechtlicher Anspr�che. Insbesondere beim
Ausgleich zwischen Pressefreiheit und Urheberrecht hat
die Rechtsprechung belastbare Kriterien entwickelt, die
eine rechtliche Einordnung in der Praxis erleichtern. Die
Rechtsprechung zur Wort- und Bildberichterstattung be-
schr�nkt sich dagegen naturgem�ß eher auf Einzelfallent-
scheidungen. Bedauerlich ist allerdings, dass dies auch f�r
die Entscheidungen des BGH zu „Klickkçder“ und „Ur-
laubslotto“ gilt. Hier h�tte der BGH die Gelegenheit ge-
habt, sich grundlegend mit den bestehenden Widerspr�-
chen im Rechtsfolgensystem bei Persçnlichkeitsrechtsver-
letzungen zu befassen. Dass dies dringend angezeigt ist,
ergibt sich schon aus den immer wahrscheinlicher werden-
den Wertungswiderspr�chen zwischen dem presserecht-
lichen Geldentsch�digungsanspruch und dem Anspruch
auf immateriellen Schadenersatz der DSGVO. Zudem ist
nach wie vor ungekl�rt, in welchem Verh�ltnis das all-
gemeine Persçnlichkeitsrecht und das Recht auf informa-
tionelle Selbstbestimmung stehen und ob das umfassende
„Medienprivileg“ den verfassungsrechtlichen Vorgaben
standh�lt. Es bleibt daher mit Spannung zu erwarten, auf
welche Fragen die Rechtsprechung im Jahr 2022 Antwor-
ten finden wird.

50 Vgl. ausf�hrlich zur Entscheidung des OLG Hamm Ettig, ZUM-RD
2021, 560.

51 LG M�nchen I, 17. 11. 2020 – 33 O 16274/19, K&R 2021, 141.
52 Vgl. dazu Ettig, K&R 2020, 1.
53 BVerwG, 23. 3. 2021 – 6 VR 1.21, AfP 2021, 343.
54 BVerwG, 8. 7. 2021 – 6 A 10.20, K&R 2022, 64 ff. = AfP 2021, 429.
55 BVerwG, 26. 4. 2021 – 10 C 1.20, AfP 2021, 340.
56 OVG M�nster, 19. 1. 2021 – 15 A 3047/19, MDR 2021, 1392.
57 EuGH, 10. 6. 2021 – C-65/20, K&R 2021, 487.
58 Vgl. dazu ausf�hrlich Finkelmeier, NJW 2021, 2017; Zeitzmann, AfP
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59 BGH, 15. 1. 2019 – VI ZR 506/17, K&R 2019, 181.
60 OLG M�nchen, 2. 7. 2021 – 18 U 988/21 Pre, AfP 2021, 346.
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